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465. Verordnung: Änderung der wirtschaftspädagogischen Studienordnung

4 6 6 . Kundmachung: Geltungsbereich der Satzung der Weltgesundheitsorganisation

4 6 7 . Abänderung der Artikel 24 und 25 der Satzung der Weltgesundheitsorganisation

4 6 8 . Kundmachung: Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zum Europäischen Über-
einkommen über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit und dessen
Ratifikation durch Spanien

4 6 5 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 28. Juli
1975, mit der die wirtschaftspädagogische

Studienordnung geändert wird
Auf Grund der Bestimmungen der §§ 2 bis 7

des Bundesgesetzes über Sozial- und wirtschafts-
wissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 179/1966, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 71/1971, 152/1972, 334/1973 und 12/
1975, in Verbindung mit den Bestimmungen des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl.
Nr. 177/1966, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 458/1972 wird verordnet:

Der § 1 der wirtschaftspädagogischen Studien-
ordnung, BGBl. Nr. 102/1967, in der Fassung
der Verordnungen BGBl. Nr. 297/1970, 363/
1971 und 101/1973 wird geändert und hat zu
lauten:

"§ 1. E i n r i c h t u n g

Die wirtschaftspädagogische Studienrichtung
ist an der Hochschule für Welthandel in
Wien, an der Sozial-, wirtschafts- und rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Hochschule für
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in Linz
sowie an den Rechts- und staatswissenschaftlichen
Fakultäten der Universitäten in Graz und Inns-
bruck gemeinsam mit den jeweiligen Philosophi-
schen Fakultäten der Universitäten in Graz und
Innsbruck einzurichten."

Firnberg

466 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 20. August 1975 über den Geltungs-
bereich der Satzung der Weltgesundheits-

organisation vom 22. Juli 1946
Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-

einten Nationen haben nachstehende Staaten die
Satzung der Weltgesundheitsorganisation (BGBl.
Nr. 96/1949, in der Fassung der Kundmachung
BGBl. Nr. 27/1961, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 198/1970)
angenommen:

Staaten: Hinterlegung der Annahmeurkunde:

Gambia 26. April 1971
Oman 28. Mai 1971
Bahrain 2. November 1971
Fidschi 1. Jänner 1972
Vereinigte Arabische

Emirate 30. März 1972
Katar 11. Mai 1972
Bangladesh 19. Mai 1972
Swasiland 16. April 1973
Deutsche Demokra-

tische Republik 8. Mai 1973
Demokratische Volks-

republik Korea 19. April 1973
Bahamas 1. April 1974
Guinea Bissau 29. Juli 1974
Grenada 4. Dezember 1974
Botswana 26. Feber 1975

Häuser
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467.
Abänderung der Artikel 24 und 25 der Satzung der Weltgesundheitsorganisation*), be-

schlossen von der 20. Weltgesundheitsversammlung am 23. Mai 1967 in Genf

(Übersetzung)

Artikel 24

Der Rat besteht aus dreißig Personen, die von
ebenso vielen Mitgliedern ernannt werden. Die
Gesundheitsversammlung, die einer angemessenen
Aufteilung in geographischer Hinsicht Rechnung
trägt, wählt die Mitglieder, die berechtigt sind,
eine Person zum Dienst im Rat abzuordnen.
Jedes dieser Mitglieder wird eine auf dem Gebiet
des Gesundheitswesens fachlich qualifizierte Per-
son ernennen, die von Ersatzmännern und Be-
ratern begleitet sein kann.

Artikel 25

Diese Mitglieder werden für drei Jahre gewählt
und können wiedergewählt werden; dabei ist vor-
gesehen, daß von den vierzehn Mitgliedern, die
in der ersten Sitzung der Gesundheitsversamm-
lung, welche nach Inkrafttreten der Abänderung
der Satzung betreffend die Erhöhung der Sitze
des Exekutivrates von vierundzwanzig auf
dreißig stattfindet, gewählt werden, die Amts-
dauer von zwei Mitgliedern ein Jahr und die
Amtsdauer von weiteren zwei Mitgliedern zwei
Jahre zu betragen hat, wobei das Los entscheidet.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für
soziale Verwaltung und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnete
Annahmeurkunde wurde am 10. Februar 1970 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinter-
legt; die Abänderung ist gemäß Artikel 73 der Satzung der Weltgesundheitsorganisation am 21. Mai
1975 für alle Mitgliedstaaten der Weltgesundheitsorganisation in Kraft getreten.

Häuser

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 96/1949 und 27/1961

4 6 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 25. August 1975 betreffend den Beitritt der
Deutschen Demokratischen Republik zum Europäischen Übereinkommen über die inter-
nationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit vom 21. April 1961 und dessen Ratifikation durch

Spanien

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen ist die Deutsche Demo-
kratische Republik dem Europäischen Übereinkommen über die internationale Handelsschieds-
gerichtsbarkeit (BGBl. Nr. 107/1964, letzte Kundmachung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 135/1973) am 20. Feber 1975 beigetreten, während Spanien seine Ratifikationsurkunde hiezu
am 12. Mai 1975 hinterlegt hat.

Anläßlich ihres Beitrittes hat die Deutsche Demokratische Republik folgende Erklärung abge-
geben:

„Die gemäß Artikel IV der Konvention dem Präsidenten der zuständigen Handelskammer
übertragenen Aufgaben werden in der Deutschen Demokratischen Republik vom Präsidenten der
Kammer für Außenhandel der Deutschen Demokratischen Republik wahrgenommen."

Der Ratifikationsurkunde Spaniens war die nachstehend abgedruckte Liste der Handelskammern
beigeschlossen, deren Präsidenten die in Artikel IV des Übereinkommens vorgesehenen Aufgaben
erfüllen sollen:
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